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Stellungnahme zum Bebauungsplan „PVA Sonnenwiese nördlich Reibitz“ der Gemeinde 
Löbnitz (Ortsteil Reibitz) (Entwurf Stand Dezember 2025) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der BUND LV Sachsen e.V. bekennt sich ausdrücklich zum zügigen Ausbau der erneuerbaren Energien 
und unterstützt grundsätzlich auch die Errichtung von Photovoltaik Freiflächenanlagen als wichtigen 
Baustein einer naturverträglichen Energiewende. Vor diesem Hintergrund begrüßt der BUND Sachsen 
das Engagement der Gemeinde Löbnitz, einen Beitrag zur klimaneutralen Energieversorgung zu leisten. 
 
Gleichzeitig sind wir der Überzeugung, dass Energiewende und Biodiversitätsschutz nicht 
gegeneinander ausgespielt werden dürfen. Die aktuelle Biodiversitätskrise erfordert, dass Solarparks so 
gestaltet werden, dass sie aktiv zur Förderung der Artenvielfalt beitragen können. Dies ist insbesondere 
dann geboten, wenn das Vorhaben im Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz sowie im 
Landschaftsschutzgebiet „Leinetal" liegt und eine außergewöhnliche Größenordnung von rund 108 ha 
aufweist. 
 
Die vorliegende Stellungnahme formuliert konkrete naturschutzfachliche Auflagen und 
Gestaltungsmaßnahmen, die eine naturverträgliche Umsetzung unterstützen und das Vorhaben zu 
einem beispielgebenden Projekt für biodiversitätsfördernde Solarenergie in dieser Größenordnung in 
Sachsen machen können 
 
1. Lage im Landschaftsschutzgebiet „Leinetal“ und im Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz 

Das Plangebiet liegt vollständig im Landschaftsschutzgebiet „Leinetal" sowie im regionalplanerisch 
ausgewiesenen Vorbehaltsgebiet für Arten- und Biotopschutz. Diese Gebietskategorien signalisieren 
eine besondere naturschutzfachliche Verantwortung. 
Der BUND Sachsen nimmt zur Kenntnis, dass die Gemeinde eine Befreiung nach § 67 BNatSchG 
anstrebt. Nach § 2 EEG 2023 liegt die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien im 
überragenden öffentlichen Interesse, was in der Abwägung zu berücksichtigen ist. 
Gleichwohl unterstreicht die Lage im Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz die Notwendigkeit, das 
Vorhaben mit höchsten naturschutzfachlichen Standards zu realisieren. Die Gestaltung des Solarparks 
muss aktiv zur Erhaltung und Förderung der Biodiversität beitragen, um den regionalplanerischen Zielen 
gerecht zu werden. 
Der BUND Sachsen bekennt sich ausdrücklich zur Errichtung der PVA am vorgesehenen Standort, sofern 
die naturschutzfachlichen Mindestanforderungen im Landschaftsschutzgebiet „Leinetal“ gewahrt 
werden. Die Befreiung nach § 67 BNatSchG darf angesichts der Lage im LSG und im Vorbehaltsgebiet 
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Arten‑ und Biotopschutz nur erteilt werden, wenn durch verbindliche Vermeidungs‑, Minderungs‑ und 
Gestaltungsmaßnahmen sichergestellt ist, dass die Schutzzwecke des LSG – insbesondere Erhalt der 
landschaftlichen Eigenart, der Erholungsfunktion und der Lebensraumfunktion für Arten der offenen 
Kulturlandschaft – nicht unzumutbar beeinträchtigt werden. 
 
2. Artenschutzrechtliche Anforderungen  

2.1 Schwerpunkt Avifauna (Bodenbrüter) 

Das Avifauna‑Gutachten weist im Untersuchungsraum u.a. Feldlerche, Grauammer, Heidelerche, 
Schwarzkehlchen, Dorngrasmücke und Neuntöter mit mehreren Brutrevieren nach. Viele dieser Arten 
sind landes- oder bundesweit gefährdet und auf offene, störungsarme Acker- und Grünlandbereiche 
angewiesen. 
Mit der PVA‑Realisierung gehen großflächig Brut‑ und Nahrungshabitate im Offenland verloren. Dieser 
Verlust soll durch CEF‑Maßnahmen (Feldlerchenfenster und ‑streifen) ausgeglichen werden; zusätzlich 
werden die unter den Modulen entstehenden Grünlandflächen im Umweltbericht als habitatverbessernd 
bewertet. Dafür plant der Umweltbericht für die Kompensation des Verlustes von 29 Feldlerchen-
Revieren überwiegend außerhalb des Plangebiets gelegene, jährlich verlagert werdende 
Feldlerchenfenster auf Ackerflächen. Im Inneren des Solarparks selbst sind jedoch keine 
nennenswerten offenen „Fenster" ohne Modulüberbau vorgesehen. Damit wird gerade im Bereich des 
eigentlichen Eingriffs großflächig und dauerhaft Brutlebensraum aufgegeben, anstatt innerhalb der 
Anlage überdurch geeignete Gestaltung (Lichtfenster, breite Reihenabstände, modulfreie Teilflächen) 
funktionsfähige Flächen für Bodenbrüter zu sichern, wie es der LfULG‑Leitfaden als wesentliche 
Gestaltungsmaßnahme empfiehlt. Zudem fehlen in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans 
konkrete Vorgaben zu Mindestreihenabständen und besonnten Streifen, die eine dauerhafte 
Habitatqualität für Bodenbrüter gewährleisten würden. 
 
Um die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sicher zu vermeiden 
und das Vorhaben mit den Zielen des Vorbehaltsgebiets Arten- und Biotopschutz in Einklang zu bringen, 
fordert der BUND Sachsen folgende verbindliche Festsetzungen: 
 

1. Modulfreie Lichtfenster innerhalb des Solarparks 

• Festsetzung von modulfreien „Feldlerchenfenstern" bzw. „Lichtfenstern" innerhalb des 
Solarparks mit jeweils mindestens 200 m² Größe, größere Flächen sind anzustreben (in 
Anlehnung an LfULG-Empfehlungen) 

• Diese Flächen sind dauerhaft als extensiv bewirtschaftete Offenlandflächen zu sichern 
(Magergrünland, Extensivgrünland oder Ackerwildkrautstreifen) 

• Verteilung der Lichtfenster gleichmäßig über die Gesamtfläche, um großflächige 
„Modulwüsten" zu vermeiden und Trittsteinbiotope für Bodenbrüter zu schaffen 

 
2. Weite Reihenabstände und besonnte Streifen 

• Festsetzung eines Mindestreihenabstands von ≥ 3,0 m (lichter Abstand zwischen den 
Modulreihen, gemessen von Hinterkante zu Vorderkante der Modultische) 

• Gewährleistung eines besonnten Streifens zur Mittagszeit von mindestens 2,5 m Breite 
zwischen Mitte April und Mitte September, wie vom LfULG als Voraussetzung für 
Bodenbrüter genannt 

 
3. Maximaler Überdeckungsanteil 

• Festsetzung eines maximal zulässigen Überdeckungsanteils der Modulflächen 
innerhalb des bereits festgesetzten GRZ‑Rahmens (z. B. planerische Begrenzung der 
mit Modultischen überdeckten Teilflächen in Verbindung mit 
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Mindest‑Reihenabständen), um ausreichende Belichtung und eine tatsächlich extensive 
Grünlandnutzung zu gewährleisten 

• Dies ist unter dem Gesichtspunkt der Eingriffsregelung nach § 15 BNatSchG und der 
Forderung nach Vermeidungs‑ und Minimierungsmaßnahmen geboten: Je dichter die 
Modulreihen gestellt werden, desto weniger tragen die verbleibenden Flächen zur 
Aufwertung von Biotopen und zur Funktionssicherung für Arten bei 

 
4. Naturverträgliche Grünlandbewirtschaftung 

• Entwicklung artenreichen Extensivgrünlands zwischen den Modulreihen und auf den 
Lichtfenstern durch zweischürige Mahd mit Mahdgutabfuhr (keine Mulchmahd, die 
Grasmonokulturen fördert) 

• Staffelmahd: Teilflächenmahd mit rotierendem System, sodass nicht die gesamte 
Fläche gleichzeitig gemäht wird (Vermeidung von Gelegeverlust) 

• Mahdverbot zwischen 15. März und 15. Juli auf den Lichtfenstern zur Schonung der 
Brutzeit 

• Alternativ: Extensive Beweidung mit Schafen (angepasste Besatzdichte, keine 
Dauerbeweidung), jedoch mit Vor- oder Nachmahd zur Verhinderung von 
Gehölzaufwuchs 

• Verwendung von gebietsheimischem, artenreichem Saatgut (Regiosaatgut, 
Herkunftsgebiet 5 „Mitteldeutsches Tief- und Hügelland") für die Ansaat der 
Grünlandflächen 

 
2.2 Schwerpunkt Reptilien (Zauneidechse, Blindschleiche, Ringelnatter) 

Nach Habitatpotentialanalyse und faunistischem Gutachten weisen die linearen Strukturen im und am 
Plangebiet (Blühstreifen, Altgrasstreifen, Gebüsch- und Gehölzreihen, Waldränder) ein hohes 
Habitatpotential für Reptilien auf. Die Zauneidechse wurde im 50‑m‑Umfeld des Plangebietes vielfach 
nachgewiesen, die Blindschleiche ebenfalls, ein Vorkommen der Ringelnatter kann nicht 
ausgeschlossen werden. Die Zauneidechse ist streng geschützt nach Anhang IV FFH-Richtlinie und 
damit besonders bzw. streng geschützt nach § 7 Abs. 2 BNatSchG, sodass die Verbote des § 44 Abs. 1 
BNatSchG (Tötungs-, Störungs- sowie Fortpflanzungs- und Ruhestättenverbot) vollumfänglich gelten. 
Die Errichtung und der Betrieb der PVA (Bauverkehr, Bodenbewegungen, Zaunbau, Fundamentgründung, 
Mahd bzw. Beweidung) gehen mit einer teilweisen bis vollständigen Überprägung der heute genutzten 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Reptilien in den betroffenen Saum‑ und Randstrukturen einher. Der 
integrierte Artenschutzfachbeitrag geht zwar davon aus, dass die artenschutzrechtlichen Verbote durch 
Vermeidungs- und Funktionssicherungsmaßnahmen eingehalten werden können, bleibt dabei jedoch 
auf einer stark pauschalen Ebene und ohne belastbaren Nachweis, dass der Erhaltungszustand der 
lokalen Populationen nicht verschlechtert wird. 
 
Aus Sicht des BUND ist insbesondere nicht hinreichend dargelegt, 
 

• wie die Umsiedlung bzw. Sicherung der Reptilienbestände konkret erfolgt (zeitliche Abfolge, 
Fang‑/Umsiedlungskonzept, Lage und Qualität der Aufnahmehabitate), 

• wie die langfristige Funktionssicherung der Fortpflanzungs‑ und Ruhestätten gewährleistet 
wird, wenn große Teile der heutigen Strukturen unter Modulflächen, Wegen und Zäunen 
verschwinden, und 

• wie die Wirksamkeit der Maßnahmen (z.B. CEF‑Flächen, Reptilienschutzzaun, Pflegekonzepte) 
über ein Monitoring mit Erfolgskontrolle abgesichert wird. 
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Der BUND fordert daher, 
 

• vor Festsetzung des Bebauungsplans ein konkret ausgearbeitetes, mit der Unteren 
Naturschutzbehörde abgestimmtes Reptilien‑Schutz- und Umsiedlungskonzept einschließlich 
genauer Lage der CEF‑Flächen und eines verbindlichen Monitorings vorzulegen, 

• in den textlichen Festsetzungen klarzustellen, dass die Realisierung der PV‑Anlage von der 
nachweislich erfolgreichen Herstellung funktionsfähiger Ersatzlebensräume abhängig ist 
(Vorrang der CEF‑Umsetzung vor Eingriff), 

• weite Reihenabstände (≥ 3 m) auch aus Reptilienschutzsicht vorteilhaft: Sie ermöglichen 
besonnte Streifen, die als Wanderkorridore und Teilhabitate für Zauneidechsen dienen können 

• Anlage von Reptilienhabitaten: Steinhaufen, Totholzhaufen, Sandlinsen an Modulrändern und 
auf den Lichtfenstern, um Sonnplätze, Verstecke und Eiablageplätze zu schaffen, 

• die Bauzeiten‑ und Bauablaufregelungen so auszugestalten, dass Tötungs‑ und 
Verletzungsrisiken für Reptilien minimiert werden (einschließlich verpflichtender ökologischer 
Baubegleitung und täglicher Kontrolle von Baugruben und Arbeitsflächen). 

 
3. Monitoring und Erfolgskontrollen 

Um die Wirksamkeit der Maßnahmen und die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Vorgaben zu 
überprüfen, fordert der BUND ein verbindliches, mehrjähriges Monitoring: 
 

• Brutvogelmonitoring (Feldlerche, Grauammer, weitere Bodenbrüter) für mindestens 5 Jahre 
nach Inbetriebnahme des Solarparks (nach SÜDBECK et al. 2005). 

• Reptilienmonitoring (Zauneidechse, Blindschleiche) für mindestens 7 Jahre zur 
Erfolgskontrolle der CEF-Maßnahmen und Wiederbesiedlung. 

• Vegetationsmonitoring zur Überprüfung der Entwicklung artenreichen Grünlands zwischen 
den Modulreihen und auf den Lichtfenstern. 

 
4. Einschätzung des BUND und Forderungen 

Der BUND Sachsen begrüßt den Beitrag, den die Gemeinde Löbnitz grundsätzlich zum Ausbau der 
erneuerbaren Energien leisten will, und erkennt den energie- und klimapolitischen Nutzen einer 
Photovoltaikanlage vor Ort an.  
Aus Sicht des BUND Sachsen ist das Vorhaben grundsätzlich genehmigungsfähig, sofern die folgenden 
naturschutzfachlichen Auflagen verbindlich in den Bebauungsplan aufgenommen werden: 
 

1. Modulfreie Lichtfenster: Festsetzung von Lichtfenstern à 200 m² innerhalb des Solarparks als 
dauerhafte Extensivgrünlandflächen. 

2. Weite Reihenabstände: Mindestreihenabstand ≥ 3,0 m und besonnter Streifen ≥ 2,5 m zur 
Mittagszeit (April–September) als verbindliche Festsetzung. 

3. Maximale Modulüberdeckungsanteil festlegen zur Gewährleistung ausreichender Belichtung 
und Habitatqualität. 

4. Naturverträgliche Grünlandbewirtschaftung: Zweischürige Mahd mit Mahdgutabfuhr oder 
extensive Beweidung; Staffelmahd; Mahdverbot 15.03.–15.07. auf Lichtfenstern; Verwendung 
von Regiosaatgut. 

5. Reptilienschutzkonzept: Vorlage eines konkreten, mit der UNB abgestimmten Reptilien-Schutz- 
und Umsiedlungskonzepts vor Festsetzung des B-Plans; CEF-Maßnahmen vor Eingriff; 
ökologische Baubegleitung. 

6. Monitoring: Verbindliches mehrjähriges Monitoring (Brutvögel 5 Jahre, Reptilien 7 Jahre, 
Vegetation) mit Berichtspflicht. 
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Diese Anforderungen orientieren sich an den wissenschaftlichen Empfehlungen des LfULG-Leitfadens 
„Förderung von Biodiversität in Freiflächensolaranlagen" (2024/2025) und gewährleisten, dass das 
Vorhaben den besonderen Anforderungen des Vorbehaltsgebiets Arten- und Biotopschutz gerecht wird. 
Mit diesen Maßnahmen kann der Solarpark zu einem gut umgesetzten Beispiel für naturverträgliche 
Solarenergie in dieser Größenordnung in Sachsen werden und zeigen, dass Energiewende und 
Biodiversitätsschutz vereinbar sind. 
 
Wir bitten um eine Nachreichung der fehlenden Informationen und um weitere Beteiligung. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 
 
 
 


